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Hus der Reltdenz.

* Karlsruhe , 4. Septbr .
Arbeiter , lest nicht de« Volksfreund !

Man schreibt unS : Abonniert die Badische
Presse — um dadurch zu beweisen , daß ihr der
unabhängigen und gelesensten Tageszeitung in
Karlsruhe eure Interessenvertretung in jeder Be¬
ziehung anvertraut . Sehen wir uns deshalb den
Inhalt dieser in 34 000 Exemplaren erscheinenden
Zeitung etwas genauer an . Daß nur der Un¬
wissende unparteiisch handeln und urteilen kann ,
bewahrheitet sich in wirtschaftlichen und politischen
Fragen ebenso sehr , wie in - ein wissenschaftlichen.
Ta aber diese Unparteilichkeit nicht vorhanden
sein kann in de : Leitung eines Blattes (auch deö
Gegners Wissen müssen wir achten) , so ist auch
selbst der „ General -Anzeiger der Residenzstadt
Karlsruhe und des Großherzogtums Baden " geistig
nicht „unabhängig " von einer politischen Richtung ,
sondern gehört, waS die Erfahrung lehrt , den Block¬
parteien , vor allen der nationalliberalen Partei an.
Bekanntlich aber ist die nationalliberale Partei eine
der reaktionärsten unseres Vaterlandes und wer
daran zweifelt , der lese in der Mittagausgabe der
Badischen Presse vom 3. v . M . (Nr . 356 ) folgenden
»Leitartikelanfang" :

Die Monarchenbegegnung bei Swine -
münde .

Karlsruhe , 3. Aua . Die heutige Zusammen¬
kunft Kaiser Wilhelms mit dem Zaren Nikolaus wird
von allen aufrichtigen Freunden des Friedens gern
begrüßt werden, da sie ein herzlicher Ausdruck der
guten Beziebungen der beiden Nachbarstaaten ist und
der s. Zt . gegen Deutschland gerichteten europäischen
JsolierungSpolitik ein bedeutsames Teil ihrer Gefähr¬
lichkeit zu nehmen scheint.
Also um der Jsolierungspolitik ein bedeutsames

Teil ihrer Gefährlichkeit zu nehmen, ist Deutschland
genötigt mit dem Friedenszaren an der Newa, der
sein Volk durch seine Dumapolitik am Gängelbande
absolutistischer Monarchenherrlichkeit zu beglücken
versucht , in guter Beziehung zu stehen und alle
aufrichtigen Freunde des Friedens begrüßen daher
diese Zusammenkunft. Wo in aller Welt versetzt
nran dem arbeitenden Volke einen dreisteren Schlagins Gesicht als dürch solche deutsch - bürgerliche
Journalistenblüten ? DieSolidarität des Proletariats
müßte eine leere Phrase sein, wenn die deutschen
Arbeiter sich zu diesen „Friedensfreunden " zählenund nicht geradezu eine Ansteckungsgefahr reaktio¬
närster Regierungspolitik in derartigen Zusammen¬
künften sehen würden.

Das ist ein kleines Beispiel der Verdummungs¬
politik der Badischen Presse. Andere sollen folgen.

* Städtische Arbeite » . Vergeben werden : Ar¬
beiten für den Neubau der Mittelschule an der Garten -
straße wie folgt : Entwässeruugsanla -- ' n A . GerhardWitwe, Jnstallationsarbeit an E- ichmidt und Kon¬
sorten. Glaserarbeit an L . Meinzer und Konrad Wolf ;Arbeiten zur Herstellung eines neuen Dache ? über dem
Schaltraum des städtischen Elektrizitätswerke" in fol¬
gender Weise : Zimmerarbeit an Wilhe'm Weiß Witlve ,Blechncrarbeit an Josef Enderle , Holzzementdach an
Fischer u Bischoff : ferner werden vergeben : die Ar¬
beiten zur Herstellung einer Kanalstrecke unter dem
neuen Bahndamm beim Bahnhof Beiertheim zum Zweckeder Kanalisation von Rüppurr an die Firma A Graf
Nachfolger ; die Lieferung von zwei Motoren zum An¬
trieb der Gebläse der Wassergasanlage im Gastverk II
an die Firma Julius Pintsch in Berlin .* Obstvertanf . Von verschiedenen Seiten wurde
Klage darüber geführt, daß in letzter Zeit auf dem
hiesigen Wochcnmarkte und auf dem Obstmarkte auf¬
fallend viel unreifes Obst feilgehalten wird , und mit-
gctcilt , daß bereits verschiedene Fälle von Gesundheits¬
schädigungen vorgekommen seien . Das Be -irksamt —
Polizeidirektion lvnrde vom Stadtrat daraufhin er¬
sucht, die polizeiliche Aufsicht über den Marktverkehr ju '
verschärfen und — eventuell unter Zuzug eines Sach¬
verständigen — alles Obst, das nicht de » Bestimmungendes tz 5 der Wochenmarkt -Ordnung beziehungsweise den
Bestimmungender Obstmarkt- Ordnung entspricht , rücksichts¬los zurückzuweisen . '

* Verschiedene Betrügereien , die er in Stuttgart ,München , Karlsruhe und Pforzheim v rübt hatlr , führten
im heutigen cr ' ten Falle den vorbestraften Eisendrchcrund Chauffeur Moritz S t e i n i tz aus Wien vor die
Strafkaminer Karlsruhe . Der Angeklagte gab sich seiner
Zeit in Stuttgart als Chauffeur eines BezirksnotarS in
Sulz aus und erschwindelte sich in einem Geschäfte
Automobilpnenmatike im Werte von 200 Mk. lieber den
Empfang der Pneumatike stellte er eine Bescheinigungmit falschem Namen aus . In Mün .lcn machte Steinitzda ? gleiche Manöver und erlangte dadurch von einer
Firma Pneumatike i n Werte von 582 Mk. Mit seinerBeute begab sich der Angeklagte nach Karlsruhe , um siein einem Automoüilgefchäftezu veräußern , was ihn , aber
nicht gelang . Hier versuchte er dann durch verschiede : e
Schwindeleien sich Geld zu verschaffen . Als er mcrk :e,daß die Polizei ihn suchte, verließ er die Residenz u . d
reiste nach Pforzheim . Dort lieh sich Steinitz bei einem
Fahrradhändler ein Veloziped, das er gleich darauf für30 Mk . verkaufte. Iledeiall , auch bei seiner bald darauf
erfolgten Verhaftung , gab > r Angeklagte falsche Namen
an . Das Gericht erkannte gegen ihn ivegen Betrugs ,
Urkundenfälschung undilebertretung der 883602,363 R, - St . -G .- B . unter Anrechnung von 5 Wochen Untersuchungshaft
auf 2 Jahre Gefängnis , 5 Wochen Haft und 3 Jahre
Ehrverlust.

Bus der Partei .
Einen Windmiihlenkampf gegen die j»: nge

Garde
führt zurzeit oder vielmehr schon immer die Polizei im
Reichsland ; sie führt ihn mit demselben blinden
Eifer und derselben — Aussichtslosigkeit , wie sie den
Kampf um die Germanisation führt . Für den Kampf
um diese letzte Herle des Deutschtums hat der Leser
schon manches Muster kennen gelernt . Möge auch ein
Ausschnitt aus dem Kampf der elsässischen Polizei gegeni \ t junge Garde hier Platz finden . In einer pri¬
tz a t e n Versammlung der jungen Garde einer elsäs¬

sischen Stadt erschien zu später Stunde ein Polizeiauf¬
gebot — außerhalb der Tagesordnung , wohlbemerkt!Die Herren machten sich dadurch bemerkbar, daß sie —
ebenfalls außerhalb der Tagesordnung — die Anwesen¬den nach ihren Einladungskarten fragten . Es war alles
wohl versehen . Der Polizeikniff ist doch allmählich zubekannt. Man stellt in einer Privatversammlung fest,
daß einzelne ihre Einladung nicht haben und flugs istda- Verbrechen der Abhaltung einer nichtgenehmigten
öffentlichen Versammlung festgestellt . Darauf fielen
also die Genossen nicht herein . Dagegen hielten sie eS
notwendig, die trockene Kontrolltätigkeit der Beamten
durch heiteren Gesang anregend zu gestalten . Als pas¬
sende Begleitung suchten sie - den Sozialisten -
marsch aus . Anscheinend gefiel aber den Abgesandtender Polizei der Sang nicht . Sie liefen zum Staatsan¬
walt und dieser leitete ein Verfahren gegen „Unbekannt"
ein, mit der Beschuldigung, daß „Unbekannt" die höh¬
nische Singerei verursacht habe. Den Unbekannten will
man schwer strafen , so man ihn entdeckt. Unbekannt istaber vatcrlandslos genug. ssich nicht zu melden. Findenwird ihn eine hohe Behörde nicht. Und so bleibt es un¬
gerochen, daß deutsche Beamte „versungcn" worden sind .

Der Bildungshunger der moderne » Arbeiter¬
schaft tritt in zahllosen und oft rührenden Einzelbeispielenhäustg genug zutage. Eine beachtenswerte Gesamtaktion
dieser Art bedeutet aber die Unterstützung der Treptow-
Sternwarte , die in ungünsttger Vermögenslage einen
umfangreichen Neubau aufführen muß. mit 80000 Mk.aus den Gewerkfckmftskasien . Diese Summe sollen die
Gewerkscbaften auf Empfehlung der Generalkommissionan die Treptow - Sternwarte zahlen und dafür 100 000
Doppelbillets für Vorträge und Fernrohrdemonstrationen
erhalten, außerdem verpflichtet sich die Leitung der Stern¬warte zu unentgeltlichen Vorträgen mit Lichtbildern über
verschiedene Naturwissenschaftsthemata. Der Vorschlagder Generalkommission liegt jetzt eben den einzelnen Ge¬
werkschaften zur Beschlußfassung vor ; es ist aber kaum
anzunehmen, daß dieses weitherzige NettungSwerk ander Wissenschaft von den Arbeitern abgelehnt wird.

Kommunalpolitik .
Muggensturm , I . Sept . Bei der am 30 . August

stattgehabten Gemeinderatswahl wurden drei Zentrums¬leute und ein Liberaler gewählt ; letzterer war aufunserer Liste . Das Stimmenverhältnis war folgendes :ein Zentrumskandidat erhielt 40, zwei andere 33 Stim¬
men , der Liberale und ein Genosse erhielten 32 Stim¬
men , mußten also stechen, wobei unser Genosse unter¬
legen ist . Unsere beiden mitunterlegenen Kandidaten er¬hielten 31 und 28 Stimmen ; de unterlegene Zentrums¬kandidat erhielt ebenfalls 31 Stimmen . Wie man aus
dem Stimmenverhältnis ersehen kann , stand eS diesmal
auf Spitz und Knopf ; wir sind mit dem Resultat voll
nnd

^ ganz zufrieden . Ist eS doch ein sicherer Beweis
dafür, daß wir das Vertrauen einer großen Anzahl,Gegner besitzen, sonst wäre eS nicht möglich gewesen ,daß eS unsere Lille auf 32 Stimmen brachte , da wir
nur die dritte Klasse mit 20 Mann im Bürgeraus ^chußhaben. Wir werden auf die Wahlumtriebe der Gegner
noch in einem andern Artikel zurückkommen, , damit die
Bäume eiirger Geschäftshuber « icht in den Hinimel
wachsen,

Bad . Nheinfclden , 2 , Sept , Letzten Freitag und
Samstag fanden hier die Bürgsrausschußwahlen statt.Am Freitag wählte die 3 . Klasse , am SamStag die2 , Klasse. Leider ist die sozialdemokratische Liste mit
5 Stimmen gegen die Zentrumsliste unterlegen. In den
beiden anderen Klassen siegte die Liste der liberalen
Partei Da? Zenlrum arbeitele wieder mit der bekannten
Hintertreppenpolitik. Aber auch unsere Genossen triffteinesteils die Schuld, daß wir unterlegen sind , da ein
großer Teil es nicht der Mühe wert fand, zur Wahl zu
gehen . Hoffentlich werden sich die Arbeiter in Nhein¬
fclden ihrer Pflicht bewußt und wetzen die Schlappe in3 Jahren aus .

Hiie dem Reiche.
8 175 .

In Friedrichsfeld hat sich auf dem Uebung ?
platz feines Regiments der Hauptmann Hagemann vom
Infanterieregiment Nr 68 ( itoblenz) erschossen. EinLeutnant desselben Regiments i 't flüchtig . Wie demVorwärts geschrieben wird, war der Hauptmann in ein
Gerichtsverfahren verwickelt, das sich um den berüchtigten
tz 175 deS Strafgesetzbuches dreht . Der Hauptmann sollmit einem seiner frühere» Burschen strafbaren Verkehr
gehabt haben. Der Bursche hat nach Beendigung der
Dienstzeit, obwohl ihm der Hanptmann eine Stelle ver¬
schaffte, von diesen, andauernd Geld erpreßt . Als
der Hauptmann nicht mehr zahlen wollte oder konnte ,drohte der Lumpazins mit einer gerichtlichen Anzeige .Der Haupt»,ann übergab das betreffende Schriftstück der
Staatsanwaltschaft und der Bursche wurde wegen Er¬
pressung und ivegen Beleidigung des Hauptmanns , der
jeden Berkehr eidlich bestritten

'
hatte , zu drei Jahren

Gefängnis verurteilt . Nachträglich gelang es aber dem
Verurteilten , Zeugen für seine Behauptung zu finden .
Wegen des dann gegen den Hauptmann eroffneten Ver¬
fahrens hat dieser Selbstmord verübt.

Cs handelt sich hier also um einen besonders krassen
Beitrag zu dem traurigen Kapitel von dem Erpresser¬
paragraphen 175.

Der verlorene Sohn .
Vor einigen Tagen passierte in Ostpreußen in dem

Kirchdorfe Wi eine nette Tausgeichichte . Schon dreimal
hatte der Ortsgeistliche den Glöckner ausgel .hickt, um zuermitteln, ob die angemeldete Tausaesellschaft aus dem
fast zwei Meil n entfernt gelegenen

'
Waldorte Sch , mit

Täufling . Hebamme und weiblichen und männlichenPatenin dem bei der Kirche gelegenen Dorfkruge noch nicht
angelangt sei . Der Ortsgeistliche i» W. hatte die Taufebereits für 11 Uhr vormittags festgesetzt, bekam jedochdie ganze Gesellschaft erst um 4 Uhr nachmittags zu Ge¬
sicht , aber a» ch „ur zu Gesicht , in die Kirche trat keiner,trotz der energischen Aufforderung de» Glöckners . ImOrtskruge angekommen , hatte die Gesellschaft nämlich dir
Wahrnehmung gemacht , daß die Hebamme, voll des
süßen WeineS , auf dem Wege eingeschlafcn , und der
Täufling irgendwo verloren gegangen war . Erst gegenEinbruch der Nacht fand man das Kind auf einer Wiese
ruhig schlafend. Der Junge hat nun den Namen „Der
verlorene Sohn " . Die Taufe fand erst am anderen
Tage statt.

Kirtckizjit Gen 1907.
Bericht über die parlamentarische
Tätigkeit der sozialdemokratischen

Reichstagsfraktion .
n .

Bergarbeitrrfchutz.
Schwere Bergunfälle auf den Gruben Reden

und Vuillemin veranlatzten die sozialdemokratische
Fraktion auch noch eine eigene Interpellation
einzubringcn und den Reichskanzler zu fragen , welche
Maßnahmen er zu treffen gedenke , um Grubenkata¬
strophen, wie die auf der Zeche Borussia und in den
eben genannten Bergwerken nach Möglichkeit zu verhin¬
dern. Im Namen der sozialdemokratischenFraktion be¬
gründete wiederum Sachse diese Interpellation , indem
er den Nachweis lieferte , daß im deutschen Bergwerk die
Unfälle in einer erschreckenden Weise zunehmen. Sachse
legte dem Reichstag ein außerordentlich reichhaltiges
Material vor, und wies vor allen Dingen darauf hin,
daß auch auf den fiskalischen Gruben die Vorschriften
der Berggcsetzgebung nicht innegehalten werden . An
seine Darstellungen knüpfte er unsere Forderungen , daß
die Revierbeamten Hülfskräfte auS dem Arbeiterstande
bekommen und daß diese Leute mindestens drei Jahre
im praktischen Bergbau tättg gewesen sein sollen .

Der Staatssekretär Graf von Posadowskh und
die von der Regierung abgeordneten Kommissare waren
nicht imstande, trotz aller Bemühungen , die Ausführun¬
gen Sachses zu widerlegen; der preußische Geheimrat
Meißner sah sich sogar zu dem Geständnis gezwungen,
daß Arbeitcrkontrolleure, „wenn auch nicht viel, so doch
immerhin manches " verbessern könnten.

Privatbeamte .
Die Verhältnisse der Privatbeamten erfreuten

sich, wohl nicht ohne Rücksicht darauf , daß die Privat -
bcamten ein zahlreicher Wählerkreis sind , einer befon-
ders eingehenden Behandlung in der abgelaufenen Ses¬
sion . Die Nationalliberalen brachten eine Interpellation
in Sachen der Versicherung der Privatbeamten ein. In
unserem Wirtschaftsleben haben die Privatbeamten wich¬
tige Funktionen zu erfüllen. Dabei steht fest, daß . sehr
viele Privatbeamte sich mit mehr als bescheidenen Ge¬
hältern abfinden müssen und in recht gedrückter Lebens¬
lage sind ; der sogenannte „neue Mittelstand " ist in
seinen Lcbensverhältnissen unter den heutigen Umstän¬
den oftmals unsicherer daran , als industrielle Arbeiter .
In Berücksichtigung dieser Umstände hat die Sozialdemo¬
kratie einen Antrag cingebracht, der eine Reihe von
Forderungen zur Verbesserung der Verhältnisse der
Privatbeamten enthält ; um ein ganz sicheres Urteil über
das , was ist, zu bekommen , haben wir zunächst Erhebun¬
gen durch den Beirat für Arbeiterstatistik verlangt .

Die von den bürgerlichen Parteien vielfach ange¬
regte eigene Versicherung der Privatbeamten würde min¬
destens ein Fünftel des Einkommens jener Leute als
Beitrag beanspruchen. Daß das unter keinen Umständen
geht, liegt auf der Hand. Im Namen der sozialdemo¬
kratischen Fraktion erklärte darum Genosse Heine ,
daß wir nur einer Neichsversicherung der Privatbeamten
zustimmen, nicht aber die zu Versichernden auf Privat -
vcrsicherung Hinweisen und damit zugleich den Privat¬
versicherungen die Vorteile des VersicherungSzwangcs
zuschieben wollen . Die Neichsversicherung mutz auf Bei¬
trägen der Privatbeamten selbst, der Unternehmer und
auf Reichszuschüssen aufgebaut werden ; selbstverständlich
ist sie obligatorisch zu machen .

Berufs - und Betriebszählung .
Der Vorlage über die Vornahme einer Berufs -

undBetriebszählung im Jahre 1907 stimmte die
sozialdemokratische Fraktion selbstverständlich zu . Ihr
Vertreter , Genosse Hoch , regte bei dieser Gelegenheit
an , die Berufszählungen regelmäßig vorzunehmcn , und
zwar , da die wirtschaftliche Entwicklung heute außer¬
ordentlich rasch vor sich gehe , längstens in 10jährigen
Perioden . Auch trat er dafür ein, daß bei der Vorbe¬
reitung der Fragebogen die Interessenten gehört würden ,und zwar vor allem diejenigen, die am allermeisten in
Betracht kommen , nämlich die Arbeiter . Ferner wies
er darauf hin , daß diejenigen gesellschaftlichen Erschei¬
nungen , die bei der diesmaligen Berufszählung aus
irgend einem Grunde ausgeschaltet wurden , durch be¬
sondere Erhebungen regelmäßig untersucht werden müs¬
sen ; das bezieht sich vornehmlich auf die in gewissen
Zwischenräumen möglichst genau zu vollziehenden Zäh¬
lungen der Arbeitslosen. Auch hierfür empfahl er ein
viel innigeres Zusammenarbeiten der amtlichen Stellen
mit den Gewerkschaften , als eS bisher beliebt worden ist.

Der Kommission für den Gesetzentwurf über die Be¬
rufszählung legten die Vertreter der sozialdemokratischen
Partei drei Resolutionen vor . Der erste Antrag ging
dahin , bei dieser Berufs - und Betriebszählung den Eigen¬tümer der landwirtschaftlich benutzten Grundstücke zu er¬
mitteln . Es liegt im Interesse der Volkswirtschaft,
Klarheit darüber zu schaffen , nicht nur in welcher Weise
der Grundbesitz in Groß - und Kleinbetriebe zerfällt ,
sondern auch zu erfahren , wer die Besitzer der einzelnenBetriebe sind . Durch die zweite Resolution sollte die Auf¬
nahme der Frage in den Fragebogen veranlaßt werden,ob die Befragten eine fachgemäße Ausbildung durch¬
gemacht haben und in welchem Berufe . Schließlich die
dritte Anregung bezog sich auf die Einfügung zweier
Fragen in den Fragebogen, durch die festgestellt werden
sollte , einmal wie groß die Zahl der Arbeiter ist , die im
Haushalte ihres Arbeitgebers Kost und Logis haben,und zweitens wie groß die Zahl der regelmäßigen Ar¬
beitsstunden pro Woche in den gewerblichen Betrieben
ist. Die Notwendigkeit derartiger Feststellungen zur Be¬
urteilung der Lage weiter Arbeiterschichten ist so ein¬
leuchtend , daß sie kaum einer Begründung bedarf . Leider
fanden die drei Resolutionen bei der Mehrheit des
Reichstages kein Verständnis und wurden abgclehnt .

Eingefügt wurde dagegen in den Fragebogen die Frage
nach der — Religion.

Witwen- und Waiscnversicherung .
Der Hinterbliebenen - VersichernngS .

fand , der aus den Mehreinnahmen der Lebensmittel -
zolle auf Grund des Zolltarifgesetzcs dom Jahre 1902
bis zum Jahre 1910 angesammelt wird und je^

tzt 70
Will. Mark enthält , ist durch ein besonderes Gesetz zwecks
Vereinfachung seiner Verwaltung an denRcichsinvalidcn-
fond angegliedert worden . Außerdem ist gesetzlich be¬
stimmt worden, daß die von der Verwaltung deS Reichs¬
invalidenfonds zu veräußernden Papiere nicht an den
offenen Markt gebracht , sondern zum Tageskurs an den
Hinterbliebenenfond übertragen werden. Dadurch wer¬
den nicht nur Kosten gespart, sondern es wird auch der
Druck auf den ohnehin sehr niedrigen Kurs der Staats¬
papiere vermindert . Die Fraktion stimmte mit Ja .

Kolonialpolitik.
Den am 13 . Dezember 1906 abgelehnten Nachtrag

zum Reichshaushaltsetat für das Rechnungsjahr 1906
legte die Regierung am 6. März dem Reichstag fast
unverändert wieder vor . Die bürgerlichen Parteien , mit
Ausnahme des Zentrums und der polnischen Fraktion ,
stimmten der Vorlage ohne eingehende Kritik zu. Von
unserer Seite sprach Genosse Ledebour , der mit
äußerster Schärfe die Politik der Negierung und die
Haltung der bürgerlichen Parteien angriff und, gestützt
auf ein großes Material , den Nachweis lieferte , daß auch
die von der Regierung zunächst in Südafrika zurückbe¬
haltene Truppenzahl — rund 8000, später rund 5000
Mann — nach Lage der Dinge viel zu hoch gegriffen sei ,
wenn man damit nicht den Zweck verfolge , lediglich Geld
in die Kolonien hineinzubringen. Mit besonderem Nach¬
druck wies Ledebour auf die Tatsache hin , daß, als die
Auflösung des Reichstages wegen eines Abstriches an den
geforderten Krediten erfolgte, der Krieg in Südwcsiafrika
tatsächlich bereits beendet war.

Die sichere Mehrheit für alle kolonialen Forderungen ,
die die Wahlen der Regierung geschaffen hatten , hielt
während der ganzen Dauer der Tagung zusammen.
Unter diesen Umständen boten die Verhandlungen keiner¬
lei Ueberraschungen. DaS hinderte unsere Vertreter , die
Genossen Bebel und Ledebour , nicht , sowohl an
der allgemeinen Kolonialpolitik, wie auch an den ein¬
zelnen Etats mit derselben Entschiedenheit und Gründ¬
lichkeit wie in früheren Sessionen Kritik zu üben. Die
Regierung hatte nicht nur ein selbständiges Kolonialamt
im Etat vorgesehen , sondern ergänzte ihren Vorschlag
auch noch durch die Forderung eines kolonialen Kricgs-
ministeriums . Bebel warnte in einer eindrucksvollen
Rede vor den Gefahren , die mit solchen Institutionell
unvermeidlich verknüpft sind : sie bestehen einmal darin ,
daß die selbständigeKolonialverwaltung uns viel leichter
in Konflikte mit anderen Mächten bringen könnte als
eine unter Kontrolle des Auswärtigen Amtes wirtschaf¬
tende Verwaltung und sodann darin , daß die Schuh¬
truppen allmählich zu einer wirklichen Kolonial -
a r m e e ^usgcbaut werden. Es gibt in Deutschland,
wenn es auch wiederholt geleugnet wurde, eine große
Anzahl von „ Weltpolitikern"

, die in der Schaffung einer
Kolonialarmcc ein Mittel zur Bekämpfung der englischen
Herrschaft erblicken . Daß diese Elemente eine Gefahr
für den Weltfrieden sind , läßt sich nicht leugnen. Vor¬
zugsweise die entschiedenen Darlegungen Bebels , denen
Ledebour dann noch weitere hinzufügte, über diesen
Punkt brachten cs dazu , daß wenigstens die geforderte
Stelle eines Generals an der Spitze des Kolonial-KriegS-
ministeriums abgelehnt wurde. Ob dieser Erfolg unserer
Kritik nachhaltig sein wird, steht dahin. Die neue Or¬
ganisation der militärischen Abteilung des neuen Ko¬
lonialamtes erforderte allein einen jährlichen Aufwand
von beinahe einer halben Million Mark. Das ist freilich
eine Bagatelle im Vergleich zu den Lasten , die dem deut¬
schen Volke bisher schon auferlegt worden sind und die
die Leitung der Kolonialvcrwaltung ihm fernerhin auf¬
zubürden entschlossen ist . Aus den Denkschriften der
Regierung läßt sich ersehen , daß in den nächsten Jahren
nicht weniger als 396 Millioncn Mark für kolo¬
niale Eisenbahnen aufgcwcndet werden sollen . Dabei
mag man sich vergegenwärtigen, daß von 1895 bis 1900
die Kolonien an Reichszuschüsscn allein 225 Millionen
Mark erfordert haben ; dazu kommen die Expeditionen
mit 322 Millionen Mark, Kiautschau mit 120 Millionen
Mark und ferner die Ausgaben für den südwcstafrika» !-
schcn Aufstand mit nahezu 500 Millionen Mark. Die
Regierung behauptet zwar, sie wolle die Kolonien ihrer
wirtschaftlichen Selbständigkeit zuführcn ; cs liegt aber
auf der Hand, daß das nur auf Kosten des Reiches ge¬
schehen wird , und cs erhebt sich deshalb die Frage , wie
lange das deutsche Volk noch einer solchen Verwendung
der schwer aufzubringenden Steuergroschen seine Zustim¬
mung geben wird. Darüber kann der „ Enthusiasmus "
der Kolonialfreuudc nicht hinwcgtäuschcn , daß diejenigen
Parteien , die sich einer solchen ziellosen Ankdehnung
kolonialer Unternehmungen cnlgcgcnstcllen , auch bei den
letzten Wahlen erheblich nichr Stimmen erhalten haben
als die heutige Rcichstagsmehrhcit.

Rechtspflege .
Ueber Reform der Strafprozessordnung und des Ge-

richtsverfassungsgrsetzes inierpelliertcn das Zentrum
und die Rationallibcralcn und gaben dadurch dem Ver¬
treter " unserer Partei , dem Abgeordneten Stadt -
hagen , Gelegenheit, die Notwendigkeit grundsätzlicher
Reformen in unserem Jusrizwescn darzulcgen. Stadt¬
hagen forderte unter anderem Unabsctzbarkeit und Un¬
versetzbarkeit für die Richter, ihre materielle Besserstel¬
lung , gesetzliche Regelung des AufrückeuS in höhere Ge¬
haltsstufen und Schutz gegen Maßreglung durch das heu¬
tige Disziplinargericht mit seinen Kautschukbestimmun¬
gen, denn bei jedem Versuche der Reform des Gerichts-
verfassungsgcsetzes oder der Strafprozcßordnung müßte
das wenigste sein , die Richter völlig unabhängig zu
machen . Verbesserungsbedürftig sind aber auch in hohem
Grade die Formen des Strafprozesses und des Strafvoll¬
zuges ; besonders nachdrücklich verlangte Stadthagen ein»
neue Regelung der Untersuchungshaft.



Äm Verlauf dieser Diskussion rügte Abgeordneter
Heine , daß bei der Auswahl der Schöffen und der Ge .

fchworenen die Arbeiter so gut wie ganz ausgeschlossen
Würden , so daß schon dadurch die Rechtspflege durchaus
den Charakter einer Klassenjustiz bekomme . Den Nach¬
weis , daß unsere Rechtspflege in vielen Fällen den Cha¬
rakter einer Klassenjustiz angenommen habe , lieferte
Heine bei der Beratung des I u st i z e t a t s . Er ging
dabei im wesentlichen auf die Tatsache ein , daß die Recht¬
sprechung vielfach eine feindliche Haltung gegen die Be¬

strebungen der Arbeiterschaft auf Hebung ihrer wirt¬

schaftlichen Lage zeige ; er schilderte die Schikanen , mit
denen man streikende Arbeiter belästige , zeigte die Drang¬
salierung des Koalitionsrechtes und geißelte die Recht¬
sprechung der obersten Gerichtshöfe in Sachen der „ Er¬
pressung " und der „ Drohung "

. Seine energische Kritik
trieb den Staatssekretär Tr . Nieberding zu einer hef¬
tigen Erklärung , in der er aber doch zugestehen mußte ,
daß die Rechtsprechung des Reichsgerichtes auf dem Ge¬
biete der Erpressung und des Koalitionsrechtes in der

letzten Zeit zu manchen Ergebnissen geführt hätte , die
in ihren Konsequenzen berechtigte Zweifel erwecken könn¬
ten . Auch gab er zu , daß die Bestimmungen unseres
Strafgesetzbuches über die Erpressung ebenso wie die

Fassung des Koalilionsrechtes in der Gewerbeordnung
nicht so fest abgegrenzt sind , wie es geboten erscheint .
Daher sah er sich zu der Anerkennung gezwungen , daß
die Strafrechtsreform eine klarere Fassung und engere
Umgrenzung der Paragraphen über Nötigung und Er¬
pressung bringen müßte .

Einer konservativen Resolution auf Abänderung des
§ 88:5 des Bürgerlichen Gesetzbuches , der von der Haftung
des Tierhalters handelt , traten wir entgegen ; dagegen
stimmten wir einer nationalliberalen Resolution zur
Verbesserung der Lggc der Bauhandwerker zu , ebenso
einem Antrag über den Zwangsverglcich außerhalb des
Konkurses , und einem Antrag , der sich mit der Haftung
von Automobilschädcn befaßte — diesem Antrag vorbe¬
haltlich unserer Stellung zu einem besonderen Gesetze
in Sachen der Haftung für Automobilschäden . In eige¬
nen Anträgen verfrachten mir das Recht der Zeugnisver¬
weigerung für Redakteure und den Schutz der Immuni¬
tät der Abgeordneten . Ferner strebten wir nach einer
weitergehenden Haftung für Beamte ; wir Wollen nicht
nur die Haftung der Rcichsbcamtcn , sondern auch die
Haftung der Staatsbeamten und der einzelnen Staaten
durch .Reichsrecht geregelt wissen ; das ist der einzige Weg .
um den vielfachen Schädigungen von Staatsbürgern
durch übereifrige oder gewissenlose Beamte ein Ende zu
bereiten .

Nachdrücklich trat für die Forderung der Arbeiter ,
nicht nur Objekte , sondern auch Subjekte der Rechtspre¬
chung zu sein , Genosse Tr . Frank ein , der auch zu¬
gleich eine Reibe von Eiuzelfällcn zur Beleuchtung der
Klassenjustiz wirkungsvoll vortrug . Im einzelnen be¬
handelte er dann noch die Notwendigkeit einer Reform
des Gesindcrechtes und den Zengniszwang gegen Redak¬
teure .

Militäretat .
Die Beratung des Militäretats gab , wie in

früheren Jahren , so auch diesmal , unseren Rednern Ver¬
anlassung zu wcitausholender Kritik des bestehenden
Militarsvjtems . Der Reichskanzler hatte in dem Feuille¬
ton , mit dcni er die Gencraldiskussion des Etats ein¬
leitete , » »Irr anderem auch gesagt , er denke „an Erspar¬
nisse im Heerwesen "

. Als man später den Kriegsmini -
strr vor die Frage stellte , welche Ersparnisse denn dem¬
nächst zu erwarten seien , konnte man aus der Antwort
hcrauchörcn , daß er von jener Zusage des Reichskanzlers
entweder gar nicht oder nur mangelhaft unterrichtet ge¬
wesen sei . Er meinte , der Etat für das Reichsheer
würde kleiner werden , — wenn die Landesbefestigungen
fertig ansgebaut seien , wenn die Umbewaffnung des
Heeres und wenn die Beschaffung neuer Uniformen

. vollendet sei . Eine solche billige Ausrede lieh sich der
Genosse Bebel , der von unserer Fraktion zunächst
das Wort ergriff , nicht gelten , machte vielmehr positive
Vorschläge .

Was die in jeden . Jahre von neuem vorzubringendc
Klage über die Militärmißhandlungcn anlangt , so for¬
derte Bebel eine größere Sorgfalt bei der Einstellung
geistig minderwertiger junger Leute , ferner aber auch eine
Entlastung und Besserstellung des UnteroffizicrkorpS ,
sowie Reformen des Militärgcrichtswesens ; hierbei
tadelte er besonders , daß die Oeffentlichkeit in eineni
immer größeren Umfange bei den Militärgerichtsver¬
handlungen ausgeschlossen wird . Ferner wies er daraus
hin , daß der Rückgang in der Zahl der Militärdiensttaug¬
lichen eine entschiedene Mahnung für Reichstag und Re¬
gierung darstclle , durch sozialpolitische Maßnahmen gro¬
ßen Stiles einer Entartung unseres immer mehr indu¬
strialisierten Volkes entgcgenzuarbeiten . Zum Militär¬
eint hatte die Sozialdemokratie den Antrag gestellt , „ den
Reichskanzler zu ersuchen , in den Etat für das Jahr 1908
eine Erhöhung der Löhnung der Mannschaften und Un¬
teroffiziere der Armee cinzustcllcn und die bisher den
Mannschaften aufcrlegtcn Ausgaben für die Beschaffung
vorschriftsmäßiger Gebrauchsgegenstände ebenfalls auf
den Etat zu übernehmen "

. Dieser Antrag , der sich aus
den Verhältnissen der großen Masse der Soldaten und
der Unteroffiziere von selbst rechtfertigt , stieß nur bei
den konservativen Parteien auf Widerstand , war aller¬
dings auch bei den anderen Parteien Anlaß , der Sozial¬
demokratie allerhand böse Absichten zu insinuieren . Die¬
sen Versuchen trat Bebel sehr energisch entgegen .

Die Frage der Saalboykottierung durch das Militär ,
die Bebel schon kurz gestreift hatte , führte dann Abge¬
ordneter N o s k e noch näher aus . Er kam dabei auch
auf die allgemeine Stellung der Sozialdemokratie zum
Militarismus zu sprechen und wies die Verleumdungen ,
die uns gerade im letzten Wahlkampfe von den Gegnern
besonders eifrig zugesügt worden waren , zurück.

Die Verhältnisse der Arbeiter in den Militärwerk -
stättcn wurden , wie schon früher mehrfach , so auch dies¬
mal voni Genosien Z u b e i l beleuchtet , der an den Mih -
pänden eine eindrucksvolle Kritik übte .

Marineetat .
Die Beratung des M a r i n e e t a t S — er kam erst

Wenige Tage vor Schluß des Reichstags an die Reihe —
wurde in diesem Jahre mit unsachlicher Ueberstürzung
betrieben . Die Mchrforderungen , die der Etat zeigt ,
hielten sich im Rahmen des Flottengesetzes . Genoffe
Z u b e i I nahm die Gelegenheit wahr , die Arbeiterver -
hältniffe auf den kaiserlichen Werften zu schildern und
gegen die unwürdige Bevormundung der im Reichsbe¬
triebe beschäftigten Staatsbürger Verwahrung einzu -
lcgen . Auch die kaiserliche Marine kann sich immer noch
nicht zu der Erkenntnis aufschwingen , daß sie für den
Arbeitslohn zwar ein Anrecht auf eine Arbeitsleistung
erwirbt , nicht aber auf eine bestimmte Gesinnung des
Arbeiters .

Postetat .
Bei der Beratung des P o st e t a t s erhob Genosie

S i n g er gegen die Maßnahmen der Postbchörde eine
Reihe von sachlichen Einwendungen : vor allen Dingen
trat er für politische Bewegungsfreiheit der Beamten
und für die . Abschaffung von KorruptionSmöglichkeften
»in . Wie sie in der Einrichtung sogenannter gehobener
Stellungen für Unterbeamte und in der Schaffung von

Ostmarkenzulagen gegeben sind. Die Gestaltung der

Ostmarkenzulagen brachte in diesem Etat eine Ueber -

raschung : von der Mehrheit des vorigen Reichstages
waren alle Versuche der Regierung , Ostmarkenzulagen ,
die der preußische Etat eingeführt bat , auch im Reiche
nachzuahmen , so nachdrücklich und konsequent zurückar -
wiesen worden , daß die Regierung für den Etat von 1907
auf ihre Absichten nicht zurückzukommen gewagt hatte .
Da kam ihr die neugeschaffene Mehrheit entgegen und
ließ durch den Freiherrn von Gamp in einer Resolution
die Regierung auffordern , noch nachträglich die Ostmar¬
kenzulagen in den Postetat einzusetzen . Der Freisinn ,
der sich der Pflichten einer „ Regierungspartei " offenbar
bewußt zeigen wollte , ließ seine frühere prinzipielle Geg¬
nerschaft fahren ; nur so viel Opposition brachte er noch
auf , daß er beantragte , die Ostmarkenzulagen wenigstens
als dauernde und unwiderrufliche Gehaltserhöhungen
einzuführen .

Bei der Abstimmung über die Resolutionen zum Post¬
etat stimmten die Sozialdemokraten für früheren Schal¬
terdienstschluß am Vorabend von Smin - und Feiertagen ;
ferner für die Anrechnung des Nachtdienstes in andert¬
halbfacher Höhe ; endlich für die Einführung einer mitt¬
leren Beamtenklaffe , die ein höheres Gehalt als die Un¬
terbeamten beziehen würde , wobei dann aber die heute
beliebte Einteilung der Unterbeamten in zwei Klassen
aufzuhören hätte . Auch für ausgiebige Notstandszulagen
bei den Unterbeamten noch über die Ansätze der Budget¬
kommission hinaus , trat unsere Partei ein .

Die berufene Tat des Reichspostamtes , uns auf dem
Mannheimer Parteitag die Benutzung der postalischen
Einrichtungen zu erschweren , geißelte Singer nach
Gebühr schonungslos . Aus den verlegenen Wendungen
des Staatssekretärs Krätke , mit denen er sich gegen
Singer zu verteidigen suchte, heben wir nur das eine
hervor , daß er die Beamten der Reichspost vor der Ge¬
fahr behüten zu müssen geglaubt habe , durch etwa offen¬
stehende Türen —etwas von den Verhandlungen des
Parteitages zu hören . Die Erhabenheit dieses Stand¬
punktes macht jedes Wort der Kritik überflüssig !

Versorgung der Reichsbeamten usw .
Nachdem im Jahre 1906 ein neues Gesetz über die

Pensionierung der Offiziere und die Versorgung der
Personen der Unterklaffen des Heeres , der Marine und der
Schutztruppen geschaffen worden ist , ließ sich eine neue
Regelung der Versorgung von Reichsbeamten und Hin¬
terbliebenen der Reichsbeamten und der Militürpersonen
nicht mehr umgehen . Die Regierung legte drei Gesetz¬
entwürfe vor , die darauf abzielten , einmal die materielle
Lage der durch Alter oder Krankheit dienstlich untauglich
gewordenen Beamten zu verbessern , gleichzeitig aber auch
den Hinterbliebenen der Beamten und Militärpersonen
eine erhöhte Fürsorge zuzuwenden . Der finanzielle Mehr¬
bedarf für Pensionszwecke auf Grund dieser Gesetze wird
auf etwa 7—8 Millionen zu schätzen sein . Es läßt sich
nicht verkennen , daß die Belastung unseres Volkes durch
Beamten - und Militärpersonen allmählich einen bedenk¬
lichen Grad erreicht hat . Noch im Jahre 1888 betrug die
Pension für die Beamten und Ofsiziere einschließlich der
Reliktengelder 42 Millionen Mark . Zwanzig Jahre spä¬
ter , im Jahre 1907, ist diese Last bereits auf 107 Mil¬
lionen Mark angewachsen ; dabei sind aber die Jnva -
lidenpensionen der Mannschaften mit 00,0 Millionen
Mark , sowie die Veteranenbeihilfe im Betrage von fast
20 Millionen Mark noch nicht eingerechnet . Alles in
allem beträgt die Pensionslast des Reiches im Jahre
1907 182 Millionen Mark , da ? heißt auf den Kopf der
Bevölkerung nicht viel weniger als 3 Mk.

Unter diesen Umständen hielten es die Vertreter un¬
serer Fraktion in der Kommission wie im Plenum für
ihre Pflicht , gerade wie bei den Militärpensionsgesctzen
auf die starke Bevorzugung der oberen vor den mittleren
und unteren Beamten hinzuweisen ; daß für die große
Schar der Hinterbliebenen von unteren und mittleren
Beamten eine Aufbefferung der Bezüge bei den außer¬
ordentlich gestiegenen Preisen der Lebensmittel und der
Wohnungsmieten nicht zu umgehen war , konnte nicht
bestritten werden . Die Fraktion hat den Gesetzentwürfen
ihre Zustimmung gegeben . /

Branntweinsteuer .
Den vor der Reichstagsauflösung unerledigt geblie¬

benen Gesetzentwurf über die Bemessung des Kontingent¬
fußes für landwirtschaftliche Brennereien brachte die
Regierung von neuem ein ; in Verbindung damit aber
auch einen anderen Entwurf , nämlich den eines Gesetzes
über Maßnahmen gegen den Rückgang des Ertrages der
M a i s ch bo t t i ch st e u e r . Ihr Gesetzentwurf zerfiel
in zwei Teile . Im ersten Teil wurde die Maischraum -
steuerrückvcrgütung von 16 auf 12 Pf . für den Liter
herabgesetzt , was ungefähr dem Ausbeuteverhältnis ent¬
spricht . Im zweiten Teil aber wollte sie einen sogenann¬
ten Ausgleichsfonds schaffen , das heißt eine feste Summe
von 4Va Millionen Mark jährlich dazu verwenden , um
den bisherigen Stipendiaten dieser Maischraumsteuer¬
rückvergütung daraus „ Entschädigungen zu zahlen . Daß
wir einen solchen Gesetzentwurf nicht gutheißen würden ,
versteht sich ganz von selbst . Wir konnten nur dem
ersten Teil des Gesetzentwurfes unsere Zustimmung
geben , mußten aber den zweiten , der zwar die Reichskasse
vor ferneren empfindlichen Abbröckelungen der Maisch¬
raumsteuer bewahren will , aber den Agrariern au Stelle
der wachsenden Liebesgabe eine feste Rente aussetzt , ab¬
lehnen .

Der Gesetzentwurf über die Reform der Maischraum -
st uer wurde einer Kommission überwiesen , die mit ihren
Beratungen bei der Vertagung des Reichstags noch nicht
zu Ende gekommen war . In dieser Kommission be¬
mühten sich die Agrarier mit allen Mitteln , die Ver¬
handlungen zu verschleppen , um so die Profite aus der
jetzigen Gestaltung der Maischraumstcuer noch länger
einzukassieren . Da sowohl im Plenum als auch in der
Kommission der schroffe Gegensatz zwischen der Sozial¬
demokratie und den freisinnigen Parteien auf der einen
Seite , den agrarischen Parteien auf der anderen Seite
nicht überbrückt werden konnte , da also bei dieser Ge¬
legenheit die famose konservativ - liberale Paarung voll¬
ständig in die Brüche zu gehen drohte , so setzte auch die
Regierung der agrarischen Verschleppungstaktik keinen
Widerstand entgegen . Als etwa 10 Tage vor der Ver¬
tagung des Reichstags die Mehrheit der Kommission
ihrem Vorsitzenden die Vollmacht ausgestellt hatte , eine
neue Sitzung erst dann einzuberufen , wenn es ihm gut
scheine, versuchten die sozialdemokratischen Kommissions¬
mitglieder in Verbindung mit den Freisinnigen vergeblich
eine Weiterarbeit der Kommission zu veranlassen . DeS
Schutzes seiner agrarischen Mehrheit sicher, lehnte de :
Vorsitzende der Kommission , Abgeordneter Dr . R ö s i ck e ,
der Direktor des Bundes der Landwirte , dieses Ver¬
langen rundweg ab .

Rordostseekanal .
Der Vorlage , die nahezu 228 Millionen für die Ver¬

breiterung des Nordostseekanals forderte , stimmte
die Fraftion zu und zwar aus den gleichen Gründen , die
sie bereits im Jahre 1886 veranlaßten , für den Bau des
Kanals zu votieren . Man ging damals von der Vor¬
aussetzung aus , daß der Kanal für die Handelsmarine
von großer Wichtigkeit werden würde ; die Entwicklung
hat dieser Auffassung recht gegeben . Im Namen der

sozialdemokratischen Fraktion sprach in der ersten Lesung
Genoffe F r o h m e , der sich energisch gegen die Be¬
hauptungen wandte , die besonders während der letzten
Reichstagswahlbewegung gegen die sozialdemokratische
Partei geäußert worden sind, daß wir nämlich gegen alle
große Unternehmungen gewesen seien und uns insbe¬
sondere bemüht hätten , die Entwicklung von Handel und
Industrie zu hindern .

In zweiter Lesung sprach Genosse Dietz im lllamen
unserer Fraktion und erläuterte unsere Haltung .

Unsere Redner traten nachdrücklich dafür ein , daß bei
dem Ausbau des Kanals das Wort wahrgemacht werde ,
staatliche Anstalten sollten Musteranstalten werden .
Schon im Jahre 1886 hatte die Fraktion erklärt , daß man
deutsche Arbeiter am Kanal beschäftigen und ihnen eine
gute Bezahlung und gute Behandlung sichern müsse.
Dieser berechtigte Wunsch hat aber zu jener Zeit nicht
die geforderte Berücksichtigung gefunden . Darum ver¬
langte Frohme , das Reichsamt des Innern solle be¬
weisen , daß es ihm Ernst ist, im Submissionswesien
Wandel zu schaffen und die Verhältniffe der Arbeiter
zu beffern ; vor allem bestand er darauf , daß die Regie¬
rung und die beauftragten Unternehmer die Arbeiter¬
organisationen anerkennen . Der Staatssekretär ' Graf
PosadowSkh entgegnete ihm , daß man ernstlich be¬
dacht fein werde , in erster Linie deutsche Arbeiter zu
beschäftigen ; er werde dafür sorgen , daß alles geschieht ,
was auf sozialpolitischem Gebiete nützlich ist ; die großen
Arbeitermaffen angemeffen unterzubringen , für die Er¬
haltung ihrer Gesundheit , für die Wohlfahrt in Krank¬
heitsfällen zu sorgen , sie während ihrer Arbeitsleistung
vor den Gefahren des Betriebes zu schützen, werde selbst¬
verständlich eine der vornehmsten Aufgaben der Behörde
sein . In der zweiten Lesung kam Dietz auf diese Aeuße -
rungen zurück, er kannte an , daß sie verständig seien ,
bemerkte aber , daß am 27 . April 1907 der preußische
Eisenbahnminister Breitenbach im preußischen Abgeord¬
netenhause das gerade Gegenteil davon ausgeführt habe .
Breitenbach hat bei der Beratung des Etats der Waffer -
bauverwaltung ausdrücklich erklärt , daß in Preußen aus
die Unternehmer eingewirkt werden solle , die ihnen über¬
tragenen Arbeiten im weitesten Umfange durch aus¬
ländische Arbeiter besorgen zu lassen ; er hat ferner
gesagt , die Unternehmer sollten angehalten und kontrol¬
liert werden , daß sie nicht durch Aufrufe inländische Ar¬
beiter heranziehen .

Auf diese Aufdeckung eines schreienden Widerspruchs
zwischen den Erklärungen der Reichsverwaltung und der
preußischen Regierung schwieg Graf Posadowsky . Es
wird demnach Aufgabe der sozialdemokratischen Fraktion
sein , darüber zu wachen , daß nicht die höchst arbeiter¬
feindlichen , rückständigen und gefährlichen Ansichten der
preußischen Verwaltung bei dem Ausbau des Nordostsee -
kanals maßgebend werden .

Handelsabkommen mit Nordamerika .
Eine endgiltige Regelung unserer schtvierigeu Han¬

delsverhältnisse zu den Vereinigten
Staaten von Nordamerika ist immer noch nicht ge¬
lungen . Dem Reichstag wurde am 7 . Mai 1907 ein provi¬
sorisches Handelsabkommen vorgclcgt , das auch von der
Regierung nur als ein „ vorbereitender Schritt " bezeich¬
net wurde . Im Namen der sozialdemokratischen Frak¬
tion begrüßte Abgeordneter Mo l k e n b u h r die Tat¬
sache , daß es überhaupt zu einem neuen Vertrag mit
den Vereinigten Staaten gekommen ist , wenn wir auch
keinesloegs verkennen , daß der Vertrag recht wenig bietet
und erst die Zukunft lehren kann , wie weit eigentlich
die Erleichterungen bei der Zollabfertigung , die verspro
chen wrirden , loyal durchgeführt werden . Molkenbuhr
benutzte die Gelegenheit , um wieder einmal im allgemei¬
nen auf die Schäden der Hochschutzzöllnerci hinzuweiscn ;
in Nordamerika mehren sich die Anzeichen dafür , daß der
Höhepunkt der Schutzzöllnerci bereits überschritten ist.
Das muß auch uns ein Ansporn sein , unseren Kampf
gegen die agrarische Handelspolitik in Deutschland mit
allen Kräften fortzusctzen .

Ausgehend von der Ueberzeugung , daß jeder Vertrag ,
der die friedlichen Beziehungen zwischen den verschie¬
denen Völkern fördert , zu unterstützen ist, trat die So¬
zialdemokratie für den Abschluß des vorgeschlagenen
Handelsabkommens mit Nordamerika ein .

Schiffahrtsabgaben .
Um die Reichsrcgierung in der Frage der Schiff¬

fahrtsabgaben zur Stellungnahme zu zwingen ,
hatte die Fraktion schon frühzeitig eine Interpellation
eingebracht . Der Reichskanzler entzog sich aber der Be¬
antwortung , so daß unsere Vertreter gezwungen waren ,
die Angelegenheit bei der Etatsberatung zu berühren .
Genosse Dr . David griff bei der Behandlung des Etats
für den Reichskanzler die Frage auf , kcnnzeichncte das
Verhalten der preußischen Regierung , die , um den Agra¬
riern die Verteuerung des ausländischen Getreides mög¬
lich zu machen , emsig bemüht ist , den Artikel 04 der
Reichsverfaffung aus der Welt zu schaffen , und legte die
wirtschaftlich -politische und allgemein politische Bedeu¬
tung der Frage klar . Auf seine berechtigten Angriffe
wußte der Reichskanzler , der unmittelbar darauf das
Wort nahm , nichts zu entgegnen . Wir werden auch
fernerhin mit der dringenden Gefahr zu rechnen haben ,
daß die Abgabenpflicht auf den deutschen Strömen den
preußischen Agrariern zuliebe cingeführt wird .

Weingesetz .
Weinbau und Wein handel spielte in den

Verhandlungen des Reichstags eine verhältnismäßig
große Rolle . Mit wichtigtuerischer Gebärde versuchte der
Abgeordnete Dr . R ö s i ck e kurz nach Zusammentritt des
Reichstags bei der Begründung einer Interpellation über
Aenderung des Gesetzes über den Verkehr mit Wein die
Sache der Weinbauern als Sache des Bundes der Land¬
wirte hinzustellen . Er holte sich dafür von unserem
Parteigenossen Franz Josef E h r h a r t eine derbe Ab¬
fuhr . Jn > Namen unserer Fraktion vertrat Ehrhart die
Forderung des Vollzuges der Weinkontrolle durch be¬
soldete Kontrolleure im Hauptamte im ganzen Gebiete
des Reiches ; ferner sprach er sich für Einrichtung voi
Lagerbüchern und auch für den Deklarationszwang aus .
wofern dafür ein gangbarer Weg gezeigt würde .

Bei der Beratung des Etats für das Reichsamt deS
Innern entspann sich dann noch einmal eme weit aus¬
gedehnte Weindebatte , in der von unserer Seite Dr .
David das Wort ergriff . Er legte dar , daß die Frage
der Weinkontrolle nur durch die Einführung einer allge¬
meinen strengen Nahrungsmittelkontrolle befriedigend
gelöst werden kann . Bis es freilich zu einer solchen
durchgreifenden Beaufsichtigung der Nahrungsmittel
komme , solle die Reichsregierung vor allen Dingen be¬
müht sein , Preußen zur Einführung einer rationellen
Kellerkontrolle zu veranlassen .

Wahlfragen .

„ Im Namen der Freiheit " verteidigten die Mitglieder
des Regierungsblocks das Verhalten der Regierung und
im besonderen daS des Reichskanzlers während der Wah¬
len , denn — man dürfe ihn doch nicht schlechter stelle :
als irgend einen anderen Staatsbürger ! Alle seine
Maßregeln , angefangen vom berüchtigten Silvesterbrief
an den Reichsverband nud der Begründung eines Wahl -
fonds im Reichskanzlerpalais bis zu den Episoden Eick -
hoff und Hermes , zu den famosen mitternächtlichen Sir -

geSreden in der Wilhelmfirahe und zu der Red« vom
Wahlsiege deS «nationaleit Schwein »"

fanden ihre Ver¬
teidiger im Reichstag , als bei der Begründung einer be¬

sonderen Interpellation ( 1B. März 1907 ) unser
Genosse R . Fischer , bei der Etatsberatung Bebel
und nach jhnen auch andere FraktionSmiigliedir sie nach
Gebühr kennzeichneten. Reichskanzksr, Reichskanzlei ,
Kolonialamt , Oberkommando der Schutztruppen usw . usw.
haben offen die Art von Wahlagitation betrieben , dic
der Reichstag bik dahin in konstanter Praxis als unzu -
lässig bezeichnet hatte . Unbefangener Prüfung kann es
nicht verborgen bleiben , daß eine große Reihe von Man¬
daten der MehrheitSparteien wegen direkter Wahl¬
beeinflussung hätte für ungiftig erklärt werden müssen.

Auch bei der letzten Wghl find an vielen Orten gröb-
liche Verstöße gegen Wahlgesetz und Wahlreglement vor-
gekommen. Die Fraktion schloß fich deshalb dem Ver¬
langen nach Einführung von Wahlurnen mit automati -
scher Vorrichtung zur Vermischung der Wahlkuverts an
und brachte einen eigenen Antrag auf Aenderung de»
Wahlgesetzes ein.

Verschiedenes .
Aus den Einzelheiten , die bei verschiedenen Etats

oder bei Gelegenheit anderer BeratunaSgegenstände be¬

rührt wurden , heben wir folgendes heraus : In der

Wohnungsfrage traten B r ü h n e und Singer
für Ausdehnung der Wohnungsfürsorge nachdrücklich ein ;
sie begrüßten die Ansetzung von 4 Millionen zur Schaf¬
fung billiger Wohnungen für Reichsangestellte und

stimmten dem Staatssekretär Grafen von PosadowSkh
in der Bewertung des Erbbaurechtes bei . — Die Frak¬
tion unterstützte auch die Anregung , den Reichsfiskus für
die in einzelnen Orten unterhaltenen Fabriken und

Anlagen k o m mü n a Ist e u e r p f l ich t i g zu machen .
— Unsere Unterstützung liehen wir den Bemühungen
auf Sicherung des Wahlrechts bei Empfang
freier ärztlicher Behandlung usw .

Anträge , Resolutionen und Interpellationen .
Dic nachfolgende Lifte enthält die von her sozialdemo¬

kratischen Rcichstagsfraktion im ersten Abschnitt der lau¬

fenden Session eingebrachten Anträge usw . Die voraus -

stehenden Ziffern geben die Nummer der Reichstags¬
drucksache an .

Nr . 06 : Interpellation Albrecht und Genossen , be¬

treffend Einführung von Schiffahrtsabgaben auf natür¬

lichen Wasserstraßen in Preußen .
Nr . 94/106 : Anträge Albrecht und Genossen :
Nr . 94 : Gesetzentwurf , betreffend das Rechr der Ver -

sammlung und Vereinigung und der Koalition ,
Nr . 90 : um Vorlage eines Gesetzentwurfs , betreffend

Maximalarbeitszeit ,
Nr . 96 : Gesetzentwurf , betreffend Aenderung der

Gewerbeordnung ( Bergarbeiterverhältnisse ) ,
Nr . 97 : um Vorlage eines Gesetzentwurfs , betreffend

das KnappschaftSkaffenwesen ,
Nr . 98 : um Vorlage des Entwurfs eines Reicksberp -

gesetzes,
Nr . 99 : Gesetzentwurf , betreffend Aenderung des

Kraukcnversicherungsgesetzes sKnappschaftskassen, ,
Nr . IM : um Vorlage eines Gesetzentwurfs , betref¬

fend Einrichtung besonderer Schiedsgerichte zur Schlich¬
tung von Rechtsstreitigkeiten zwischen ländlichen Arbei¬
tern und ihren Arbeitgebern , sowie aus dem Gesindever -

hältnis ,
Nr . 101 : um Vorlage eines Gesetzentwurfs , betref¬

fend Regelung des VertragsverhältniffeS land - und forst¬
wirtschaftlicher Arbeiter und des Gesindes ,

Nr . 102 : um Vorlage eines Gesetzentwurfs , betref¬
fend Regelung des Wohnungswesens ,

Nr . 103 : Gesetzentwurf , betreffend die Volksvertre¬
tung in den Bundesstaaten und in Elsaß -Lothringen ,

Nr . 104 : Gesetzentwurf , betreffend die Einsetzung von
Rcichstagskommissionen zur Untersuchung von Tatsache, ! .

Nr . 100 : Gesetzentwurf , betreffend Aenderung der
Verfassung ( Zeugnisverweigerungsrecht der RcickiStags -
,nitglieder ) und der Strafprozehordnuug ,

Nr . IM : Gesetzentwurf , betreffend Aenderung des
Strafgesetzbuchs ( MäjestätsbeleidigungS -Paragraphen ) ,

Nr . 120 : Interpellation Albrecht und Genossen , be¬
treffend Eingriffe von Behörden usw . bei der Reichs¬
tagswahl ,

Nr . 121/120 : Anträge Albrecht und Genossen :
Nr . 121 : uin Vorlage eines Gesetzentwurfs , betref¬

fend die Verhältnisse der Privatbeamten ,
Nr . 122 : um Vorlage eines Gesetzentwurfs , betref¬

fend Aenderung des Wahlgesetzes ,
Nr . 123 : Gesetzentwurf , betreffend Aenderung der

Gewerbeordnung und des Handelsgesetzbuchs tKonkur -
renzklaufel ) ,

Nr . 124 : Gesetzentwurf , betreffend den Schutz der
Arbeiter des Baugewerbes ,

Nr . 120 : Gesetzentwurf , betreffend die Haus - und
Heimarbeiter und die Hausgewerbetreibenden ,

Nr . 207 : Resolution Albrecht und Genossen zur ersten
Beratung des Entwurfs eines Gesetzes , betreffend
die Feststellung des Reichshaushaltsetats für das Rech¬
nungsjahr 1907 — Nr . 9 der Drucksachen — . Etat für
das Reichsamt des Innern . — Anlage 4. — Fortdauernde
Ausgaben . Kapitel 7 Titel 1 .

Nr . 210 : Resolution Albrecht und Genossen zur zwei¬
ten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes , betreffend
die Feststellung des Reichshaushaltsetats für das Rech¬
nungsjahr 1907 — Nr . 9 der Drucksachen — . Etat für
das Reichsamt des Innern . — Anlage 4, — Fortdauernde
Ausgaben . Kapitel 7 Titel 1 .

Resolution Albrecht und Genossen zur zweiten Be¬
ratung des Entwurfs eines Gesetzes , betreffend die Vor .
nähme einer Berufs - und Betriebszählung im Jahre
1907 — Nr . 00 , 210 der Drucksachen —.

Interpellation Albrecht und Genossen , betreffend Ver¬
anlassung von Maßnahmen zur Verhütung von Gruben -
katastrophen wie die auf den Zechen „Borussia " bei Dort -
nmnd , „Reden " bei Saarbrücken und „Vuillemin " bei
Klcinrosseln usw .

Nr . 292 : Albrecht und Genossen , Erlaß einer Bun¬
desratsverordnung zur Regelung der Arbeitszeiten für
Hütten - und Walzwerksarbeiter .

Nr . 319 : Albrecht und Genossen , Etat der Reichs -
Justizverwaltung — Anlage 7, — Fortdauernde Aus -
gaben . Kapitel 60 Titel 1.

Die Fraktion hat, in nicht unerheblich schwierigerer
Lage als früher , nach besten Kräften die ihr anvertrau ,
ten Interessen zu wahren gesucht. Sie ist sich ihrer Ver-
antwortung voll bewußt gewesen und hat , gestützt auf da »
Parteiprogramm , ihre Arbeit geleistet . Wenn die Geg -
uer meinen , daß das Vertrauen zur Sozialdemokratie
ini Volke geschwunden sei, so haben schon die Nachwahl
in Glauchau -Meerane , die bayerischen Landtagswahlen ,
die Hamburger Bürgerschaftswahlen und auch andere Ge.
legenheiten gezeigt , wie grundlos dieser Glaube ist. Wir
wissen aber , daß es einer energischen, allumfassenden
positiven Betätigung auf allen Gebieten , nicht zuletzt im
Reichsparlament , bedarf , um dies Vertrauen zu ver¬
dienen und zu vermehren und dadurch die Erwartung
der Gegner zuschanden zu machen. In diesem Sinne hat
die Fraftion gearbeitet , in diesem Sinn » wird sie wei¬
terhin ihre Pflicht erfüllen .

(Fortsetzung folgt .))
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Ueber da- Gewitter
in der WaldShutßr Gegend schreibt unser dortiger
Korrespondent unS noch : Lin Gewitter, da * sich am letzten
Lamltag Abend über den südlichen Schwarzwald entlud,hat bös« Spuren hinterlassrn. Kurz nach 7 Uhr bemerkte
pan von hier au* in nordöstlicher Richtung gewaltigen"«»erschein und wird jetzt bekannt , daß der Blitz in

niermrittngen , Nirkendorf , Schleithrim, LauSheim undt
tim wurde. Einige andere Personen kamen mit leichten
Verletzungen und dem Schrecken davon, Dir elektrische
Leitung hat jedoch durch den Blitzstrahl schwer gelitten.
Wahrlich gerade genug für ein Gewitter.

Bus der Refidenz.
* Karlsruhe . 4 . Sept .

Ter Alkoholmistbrauch und die Polizeistunde .
Der Gtadtrat hat bekanntlich beim Bezirksamt be¬

antragt , dt« Polizeistunde für Karlsruhe auf 2 Uhr nachts

Kauften. Der Verein gegen den Mißbrauch hat sicht gegen die V« längerung der Polizeistunde von 12
auf 8 Uhr ausgesprochen und dem Bezirksamt folgendeGründe unterbreitet :

Gegen ein Hinausschieben der nächtlichen Polizei¬
stunde haben wir gewichtige Bedenken . Die Gelegen¬heit zum Benutz geistiger Betränke würde vermehrtund zahlreiche Personen , namentlich jüngeren Alters
würden der Berführung zum übermäßigen Benutzder geistigen Betränke erliegen. Die Wirtschaftenwürden gleichviel , ob wenige oder viele Gäste bis in
die spätere Nachtstundenen ' sitzen geblieben finb , bis
£ Uhr offen gehalten werden, und um nicht Schaden zuleiben, würden manche Wirte , vielleicht mit innerem
Widerstreben, alles versuchen , möglichst viele Gäste zumBleiben anzureizen . Daß hiezu auch öfter Mittel an
gewendet würden, die nicht ganz einwandfrei sindkann in Orten , wo das Nachtleben bereits sich heraus
gebildet hat, zur Genüge beobachtet werden. Der über¬
mäßige Älkoholgönutz, welcher schon zu einer schwerer
Gefahr für die Gesundheit, den Wohlstand und di
Sittlichkeit des Volkes geworden ist, würde zweifellos
sich ausdehnen, und damit würden die Vergehen, vor
denen hauptsächlich die Tätlichkeiten vorwiegend auf
den übermäßigen Alkoholgenutz zurückzuführen sind
die Unsittlichkeit und im Zusammenhang damit die
Geschlechtskrankheiten , aber auch das häusliche Elen !
und die Massenarmut in gleichem Schritt zunehmcn.
Solches zu fördern, dazu wird , wie wir fest vertrauen
die Polizciverwaltung die Hand nicht bieten.

Nicht minder schwer wiegt die Verschlechterung de '
Arbeitsbedingungen der zahlreichen in den Gast- und
Schankwirtschaften beschäftigten Personen . Ihnen
würden .noch weitere zwei Stunden der bekannter¬
maßen gesundheitschädlichen Nachtarbeit und eine
Verminderung der Nachtruhe zuteil werden. Die
Durchführung der durck bundeSrätkiche Verordnung
vorgeschriebencn ununterbrochenen Ruhezeit, die schon
jetzt sehr schwierig ist, würde, wenn die Wirtschaften
erst um 2 Uhr geschlossen werden würden, kaum noch
möglich sein und selbst daS geringe Matz des Arbeite:
schütze- , welches die Wirtsgchilfen jetzt genießen, würde
in Frage gestellt werden, geschweige denn, daß auf
einen Fortschritt zu. hoffen wäre , der für diese in so
trauriger Lage sich befindenden Arbeiter - und Arbeiter -
innenklaffe sehr zu wünschen wäre. Die Schwachen
welche aus eigener Kraft sich nicht helfen können , zu
schützen gegen eine kleine Zahl solcher, die teils ans
Gedankenlosigkeit , teils aus Rücksichtslosigkeit um das
Wohlergehen ihrer Mitmenschen sich nicht kümmern

wird sicherlich da* Bezirksamt als eine seiner vor-
nehmsten Aufgaben betrachten.

ES kann nicht bcjj ritten werden , datz die Bedenken
des Verein» gegen den Mißbrauch geistiger Getränke
die er g e g e n die Verlängerung der Polizeistunde ins
Feld führt , auf recht sicherer Grundlage stehen . Gerade
die Arbeiterbewegung hat alle Veranlassung , jede Ge¬
legenheit einzufchraicken , die starken Lllohclgeuutz be¬
günstigt. Tie » gilt insbesondere für die arbeitende Ju¬
gend , für die jungen Leute von 16 —20 Jahren . Wer
die Tinge mit offenen Augen steht , gewahrt mit Be
dauern , daß unsere Jugend von heute — die Arbeiter
nicht auSgeiwmmen — viel zu sehr dem Vergnügen und
dem Alkohol huldigi und sich dadurch körperlich und
geistig schädigt . Tie junge Garde von Karlsruhe würde
einen höheren Mitgli -rderstand aufweifen , wenn nichl
die oben gekennzeichneten Uebel auch in der Karlsruher
jugendlichen Arbeiterwelt ihre Heimstätte hätten . Auch
die sichere Verschlechterung der Arbeitsbedingungen der
Kellner und Kellnerinnen spricht gegen die Verlängerung
der Polizeistunde. Sehr schwer ist diese Arbciterlate -
gorte für die Organisation zu gewinnen , weil die lane-
ArbeitSzeit und daS Trinkgelderunwesen alle organisa >
torischen Regungen unterdrücken.

Und dennoch müssen wir uns gegen die Petition
wenden. Wir meinen , eS solle endlich in Deutschland
eine Zeit kommen , in welcher der Srcmisbürger nicht
mehr uni 12 Uhr nach Hause geschickt zu werden braucht .
SS soll endlich ein Halt geboten werden der Bevormun¬
dung und Bemutterung de? Bürgers durch den Staat
und seiner Organe . Der freie Staatsbürger muß dock
einmal auch reif werden für politische , für gesellschaft¬
liche, für persönliche Freiheit . ES sollte doch gleichgiltig
sein, ob die Wirtshäuser um 11 , 12 oder 2 Uhr zugemoch !
werden. Er geht nach Hause, wenn es ihm gefällt ,
wobei wir voraussetzen, baß er sehr genau weiß, daß
daS Wirtshaus - und Nachtleben ihn in seinem Wirtschaft
lichen Fortkommen, in seiner geistigen Ausbildung kei¬
neswegs förderlich ist.

Schließlich darf auch nicht übersehen werden, daß die
Frage der Polizeistunde eine Stände - oder Klassenfragc
ist. Den Arbeiter schickt man jetzt in seinen Verkehrs¬
lokalen um 12 Uhr nach

'
Hause, die sogen, besseren Kreise

aber retten sich in die CasLS, in welchen sie vor der
Polizeistunde sicher sind . Die Arbeiter können ihnen daS
nicht nachinachen , weil daS Verweilen in den Cafes ein -
kostspielige Sache ist.

Wir begnügen unk für heute mit diesen Feststel¬
lungen ; voraussichtlich gibt die Polizeistundenangelegcn -
heit noch deS öfteren Veranlassung , an dieser Stell «
einiges zu sagen.

dem Spritzenhaus in Beiertheim über eine 60 Zenti¬meter roh « Mauer in die etwa 2 Meter tiefer liegend
Albeinfahrt und blieb bis zum Morgen liegen. Durch
den Fall hat er sich ein « Becke »Verletzung zugezogen nnd
mußte mittelst Droschke ins neue Krankenhaus verbracht
werden.

* Liederlicher Arbeiter . Ein hiesiger Geschäfts¬
mann schickte vor einigen Wochen einen seiner Arbeiter
auS Knielingen nach ViedolSheim , um dvrtselbst unter
Zuzug einer TaglöhaeiS e

' ne Dacharbeit aaszuführen .
Ilm dem Tag .'öhner jeden Tag seinen Lobn geben zu
können , erhi ' tt der Arbeiter von seinem Meister40 Mark, fcr beaatz sich nach LiedolSljeini, ließ
die Arbeit dortselost liegen und verjubelte den größtenTeil des von seinem Meister eröaltenen Betrages , wo¬
durch der letztere um 06 Äk. ge

'chädizt ist.

VerssnimlAngsbericble .
Gewerkschaften .

Ettlingen , 2 . Eept . Am letzten Samstag Abendfand hierftibst e
' nr allgemeineGewerkschaftsversammlungstatt, in welcher die Genossen Kiefer und Willi über

die Errungenschaften der freien Gewerkschaften und Ge¬
werkschafts - und Partcipolitik sprachen . Die beiden Red¬
ner ernteten den Beifall der ziemlich gut besuchten Ver-
samnilüng. Genosse Schneider schloß die Versammlunginit einem kräftigen Appell an die Anwesenden, sich auch
der politischen Partei anzuschließen und unablässig für
die Arbeiterbewegung zu arbeiten.

Wir hatten das erfreuliche Resultat zu verzeichnen ,daß sich 4 Mann zur Partei meldeten. Es geht vor¬
wärts , wenn auch langsam.

Wohin soll das führen.
Jetzt haben auch die Geschworenen beim Hauprozeß

bei der Staatsanwaltschaft Anzeige gegen den Heraus¬
geber der neuesten Hau -Broschüre, den vielgenannten
Zeugen Lenk , wegen Beleidigung erstattet .

Fehlt nur noch , daß Hau selbst gegen alle jene Zei¬
tungen klagt, die ihn Mörder genannt haben.

* Wiederbeginn des Schulunterrichts . Morgen
Donnerstag , vormittags 8 Ubr, nimmt der Schulunter¬
richt nach den Ferien seinen Anfang.* Fnstballsport . Der Beiertheimer Fuhballverein
eröffnet« am Sonntag , den l . ds . Mts ., seinen frisch an¬
gelegten Sportplatz, verbunden mit einem Wettspiel des
Fuhballverein- Freiburg l gegen den Beiertheimer Fuß«
ballverein I . Das Wettspiel war sehr schön und reich an
interessanten Momenten. Dem Beierthrimer Fußball¬
verein gelang es für sich 6 Tore zu treten , denen Frei¬
burg ein Tor entgegensetzte . Nach dem Weitspiel ver¬
sammelten sich die EportSieote im Vereinslokal zu einer
kleinen Feier, welche ebenfalls eine » sehr schöne » Verlauf
nahm. Der Beiertheimer Fnßballverein hat gezeigt, daß
er sportlich , wie gesellschaftlich auf der Höhe siebt , was
hauptsächlich der umsicktiichen Führung deS I . Vorsitzenden ,des Herrn Leopold , sowie des 1. SpielwartS , des Herrn
Reißer zu danken ist. Die Wettspiele dürsten nur etwas
besser besucht werden, da sich ein Jeder für 20 Pfennig
einen schönen genußreichen Sonntagnachmittag verschaffen
kann . Wettspiel « finden jeden Sonntag statt ,

* Wasserwerk . Jur Be riedigung des ständig wach¬
senden Wasserverbrauchs in der Stadt wurden Im ver¬
gangenen Jahre zwei neue Brunnen nebst zugehöriger
Heberleitung im Wasserwerk erstellt. Diese neuen Brun¬
nen sind sehr ergiebig, so daß für die nächste Zeit ge¬
nügend Waller zur Verfügung steht . Um nun die Wasser¬
mengen « ! . bem Wallerwerk in die Stadt zu fördern,
ist e -5 nötig, den Wasserdruck im Wasserwerk zu erhöhen.
Zu diesem Zwecke muß das im Wasserturm beim Wasser¬
werk befindliche Steigrohr von 43 Meter um etwa
5 Meter erhöht werden. Es kann dann etwa da- 1 % .
fache der zurzeit zu fördernden Wassermenge der Stadt
zugeführt werden Hierfür Unirden vom Stadtrat 6080
Mark aus dem vom Bürgerausschuß für den Neubau von
Brunnen genehmigten Kredit vernilligt .* Unangenehmes Nachtlager . In der Nacht vom
1 . aus 2. September fiel ein betrunkener Taglöhner bei

BuZ dem Reicks.
München , 8. Sept . Im böhmisch - bayrischen Grenz¬ort OberHütte hat rin Riesenschadenfeuer 36 Gebäude

eingeäschert .
— Heute Nachts wurde in der Rosenheimerstraßr ein23 jähriger aus Würt.ewbecg stammender Schreiner miteiner Schußwunde tot aufgcfunden. Seine Geliebte , derer vorher einen Schuß in den Kopf betgebracht batte, ,fand sich tm Krankenhause ein und erklärte, ihr Geliebter

habe sie mit ihrem Einverständnis wegen schweren körper¬
lichen Leidens töten wollen .

Schneidern Lift . 3. Sept . In de: vergangenen Nachtermordete der Scherenschleifer Ceeger aus Rache den
Mühlenarbeitrr Schippcnßedt. Der Mörder wurde ver¬
haftet,

Berlin , 3. Sept . Im Grunewald in der Nähr des
TeufelfeeS wurde gestern ' die 20jährige Eddy von und
zu Mühlen, die in der Charit« als Krankenpflegerintätig war , bewußtlos aufgsfunden. Die Lebensmüde,deren Vater rin Rittergutsbesitzer in der Provinz Posenist, hatte Lysol getrunken und sich außerdem zweiSchnittwunden an der linken Pulsader beigebracht. DasMotiv der Tat soll Liebesgram sein . Der Zustand der
jungen Dame ist ernst , doch dürste sie mit dem Lebendavonkommen

Vermischtes .
8 Explosion . In D e n a i n lFrankreich) wurden

2 Arbeiter bei der Explosion eines Kessels getötet.Bei Tappelbrouck wurde ein 63jähriger Greis
von einem Automobil überrannt und auf der Stelle ge¬tötet . Die Insassen des Automobils entfernten die Leiche,die in den Mechanismus ihres Magens eingeklemmtwar und flüchteten dann eiligst über die belgische Grenze.Es ist jedoch gelungeu, ihre Namen festzustellen .

8 Brutaler Vater . In Brünn Hai der Arbeiter
Kutschara seinen 11jährigen Sohn aus dem 2. Stock aufden Hof hinab geworfen, weil der Knabe eine Schulaus¬
gabe nicht zu seiner Zufriedenheit angefertigi hatte . DaSKind wurde schwer verletzt , der Vater verhaftet .

8 Ein grauenerregender Fsall einer lanibalischenMordtat hat sich in Hanthawaddy in Birma sJndirn )
zngctragen. Zwei Birmesen sind beschuldigt , daß sieeinen Mann und ein Weib getötet, geröstet und zum Teil
verzehrt haben. Diese abscheuliche Tat ist auf einen selt¬
samen Aberglauben an wunderbare Wirkungen, die dem
Genuß von Meascyenfieisch zngeschricben werden, zurück-
zusühren .

letzte polt .
Tie freisinnige Volkspartei .

Berlin , 8. Sept . Zum Parteitag der Freisinnigen
Vvlkspartei liegen u . a . folgende Anträge vor : An¬
trag Dr . Wiener und Genoflen zur Blockpolitik : Der
Parteitag erklärt : Die freisinnige Volkspartei erstrebt ,
getreu dem Eisenacher Programm von 1894 , die Befesti¬
gung der nationalen Einigung Deutschlands , den Aus¬
bau der politischen Freiheit und die Hebung der Wohl¬
fahrt deS gesamten Volkes . Die Partei ist bereit , wie
bisher , gesetzgeberische Maßnahmen zu unterstützen , die
in der Richtung ihrer Forderungen liegen, und mit an -
deren politischen Parteien zur Bekämpfung gemeinsamer
Gegner zusammenzuwirken. Für ein solches Zusammen¬
wirken ist Voraussetzung, daß die grundsätzlichenAnschau -
ungcn der Partei gewahrt und die Forderungen ihres
Programms zur Gelrung gemacht werden. Antrag Dr .
Müller -Meiningen , Fischbeck , Kopsch und Genoflen der

Parteitag wolle beschließen : Der Parteitag nMrt fest»»
Zustimmung zu den Vereinbarungen der Frankfurter
Konferenz vom 10 . und 11 . November 1906 und zu den
Beschlüssen der drei linksliberalen Fraktionen deS Reichs»
tagS, durch welche unter voller Aufrechterhaltung der
Selbständigkeit der Parteien gemeinsames Zusammen¬
arbeiten tm Jntereffe der liberalen Sache ermöglicht
ist. Der Parteitag empfiehlt den Parteigenoflen im
Lande frcundnachbarliche Beziehungen zu anderen linkS-
liberalen Organisationen zu pflegen und auch in Zukunft
auf eine Verstärkung mit anderen liberalen Parteien
zu bestimmten, politischen Zwecken, insbesondere bei den
Wahlen hinzuwirkcn, erachtet aber als unabweisbare
Voraussetzung die Wahrung der politischen Selbständig¬
keit der freisinnigen Volkspartei sowohl in ihren parla¬
mentarischen Vertretungen wie in ihren Organisationen
im Lande. Antrag Dr . Müller-Sagan , Müller -Jserlohn .und Genossen der Parteitag wolle beschließen : Der Par -
teitag ' hält eS für unvereinbar mit der notwendigen Ein¬
heitlichkeit der Reichspolitik , datz in Preußen , dem Bun¬
desstaat , der den wesentlichen Einfluß auöübt , auf die
Reichsverwaltung , ein anderes Wahlsystem herrscht als
im Reiche und erachtet schon auS diesem Grunde , auch
abgesehen von allgemeinen Gründen der politischen Ge¬
rechtigkeit , die Einführung des im Programm der frei¬
sinnigen Volkspartci geforderten gleichen , allgemeinen ,
geheimen und direkten Wahlrechts in Preußen
für geboten.

Lairvtagsersatzwahl in Preusten .
Berlin , 3. Sept . Bei der heutigen Landtags -Er¬

satzwahl im Wahlbezirk Stade 6 wurde der national »
liberale Reichstags-Abgeordnete Hel^-Bcrlin mit 132
von 211 abgegebenen Stimmen gewählt.

Die Affäre von Si -beulc!>en .
F r e i b e r g i . S ., 4. Sept . Der aus der Sieben -

lehner Brandstifter -Affäre bekannte ehemalige Bürger¬
meister Bartel wurde von der 1 . Strafkammer wegen
Betruges in 12 Fällen , Bcamtenbestcchung in 6 Fällen
und der Untreue in einem Falle- zu 2 Jahren 9 Monaten
Zuchthaus sowie 6 Jahren Ehrverlust verurteilt . In
Sachen der Brandstifter -Affäre hat sich Bartel noch vor¬
dem Schwurgericht zu verantworten.

Gnade !
Petersburg , 3. Sept . Wie verlautet , wurden

die tm Verschwörerprozcß zum Tode verurteilten Sin -
jawekt, Purkin und Raumow begnadigt.

Ein Trust-Prozeh.
Newyork , 3 . Sept . Heute hat der sensationelle

Prozeß gegen die Standard Oil Compagnie of New-Jer -
seh, deren Auflösung die von der Regierung angestrengte
Klage verlangt , seinen Anfang genommen . Man glaubt ,
datz der Prozeß einen ungeheuren Umfang gewinnen
wird . Die Vertreter der Beklagten bemühen sich zu¬
nächst unter Berufung auf juristisch-formale Gründe
eine Vertagung der Verhandlung und wenn möglich
Abweisung der Klage herbeizuführen. Die Regierung
ist aber entschlossen, die Auflösung deS Trusts noch vor¬
dem Jahre 1608 durchzusetzen.

Marokko.
Neuer Angriff auf die Spanier .

Madrid , 3. Sept . Nach Meldungen aus Tanger
ist daS Lager , welches westlich von Casablanca von den
Spaniern bezogen wurde, während der gestrigen Nacht
angegriffen worden. Unter Mitwirkung der Schiffs
geschütze wurde der Angriff zurückgeschlagen und 8 Ma¬
rokkaner gefangen genommen.

Vereinsanreiger.
Pforzheim . sArbeitergesangvereinFreibeii.) Donncröio. g ,

den 6 . September , abends la !b 9 I !r : Beginn der
regelmäßigen Singstunden, wozu pünktliches und
vollzähliger Erscheinen erwartet

3630 Der Vorstand

kKiefkakten der Redaktion .
SH. H. Wir haben den Artikel , dessen Aufnahme Sie

wünschen , nicht erhalten . Schreiben Sie ihn noch einmal
und er findet sofort Aufnahme .

Konstanz . Lassen Sie der Abendzeitung das Ver¬
gnügen, Artikel des Bolksfteund ohne Quellenangabe
nachzudrucken.

Wasserstand des Rheins .
Mittwoch, den 4. September, morgens 6 Uhr :

Schusterinsel 2. 14, gest. 9 ein , Kehl 2.60, ge st.
3 am , Maxau 3.93,gest. 3 cm, Mannheim 3 . 13 Meter,
gef . 1 am . _

Verantwortlich für den redaktionellen Teil : A .
W e i tz m a n n ; für die Inserate : K. Ziegler . Buch ,
druckerei und Verlag des Volksfreund Geck u. Cie .,
sämtliche in Karlsruhe .
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Spiegel & Wels
Spezialabteilung für Knaben-Bekleidnng
GGGGGGGGGGGGGGGGGGG

368B

für den Schulbeginn beachtenswert ift unsere morgen erscheinende

J Bpczial - Hnnoncc T
Sonder -Verhauf von Knabenanzügen und einzelnen Knaben -ftofen .

Kktzislher Ardeiier-Siiligklbllild.
Am Sountag den 22 . September , morgen - Von halb 10 Uhr

an. findet in Lahr die diesjährig « 6627

18 , ord . Bundes-Generalversammlung
statt, wozu wir die Bundesvereine mit der Bitte um recht zahlreich« Be¬
schickung einladen.

Tagesordnung r
1 . Wahl einer Mandatsprüfungskommiffion.
2. Geschäfts- und Kassenbericht .
8. Wahl einer RechnungsprüfungSkommtsston .
4. Beratung der eingelaufenen Anträge.
6. Wahl des Vorortö .
6 . Wahl des Orts der nächsten Bundesversammlung.

F r e i b u r g den 1 . September 1907.
Der Bundesvorstand .

Bnffetmädohen , Äüchen -
mädchen , Kindermädchen ,

Zimmermädchen ,
auf sofort bei guter Bezahlung und Behandlung. . _ gesnch,
mit gutem Charakter und guten Zeugnissen wollen fl

U Rur Mädchen
ch melden . Die

8619Stellungen sind dauernd. Näheres
Staätgartsn -Kertaurant .

XXXXXXXXXXX1XXXXXXXXXXX
x Zum Schulanfang ' *
He empfehle sämtliche Schulartikel : 3606 £ £

ff Schreibhefte för Volks- und höhere Schulen, #
g Heissbretier , fteisszeuge , Schul- g
8 rauzen mit 10 f»roz . Rabatt. §
H lindere Lehrmittel mit 5 ? roz . Rabatt. $|
x X» Liebegut *
g Marienstr. 92 . Kschbrndkrei, JhyurljßnMintg . Zirkel 24. g
XUM* nU * * * * U* lUM* U* * X* UM

JVIeine 6efchäftslohalit *aten befin¬
den Heb von jetzt ab 86oo

13 Werdarstrasse 13 .
Carl Kümmel, HoHlschleiferei mit Krastbetrieb .

furtll .Jlablrr! KillmidW!
Mäntel , montiert unter Garantie , Mk . 3.90
Schläuche mit Garantie montiert, Mk . 2 .90

Laternen Mk. 1 .40 , Lenkstangen Mk. 3 .50 , Glocken von
45 Pfg . an, Hosenhalter 5 Pfg ., Radständer 95 Pfg , sonst.
Znbehör zu konkurrenzlos billigen Preisen . Erstklaff . Fahr¬
räder von 100 Mk. an, mit 30 Mk. Anzahlung und 8 Mk.
Abzahlung. Alle Reparaturen werden von tüchtig . Fachmann
prompt und billigst auSgeführt. — Vertreter von StoewerS

DW - Greif - Fahrräder . ~WU 9607

I . Wetss, Flihrradhdig . . Freiburg L Sr.
( Sttthlinger ) Klarastrasse 46 Telephon 1153 .

Vorsicht
8621

beim Einkäufe von Malzkaffee ! - Es wird heutzutage dem Publikum
vielerlei als „ Malzkaffes " angeboten ! Nur der echte „ Kathreiner " in

geschloffenem Paket mit Bild , Namen und Unterschrift des Pfarrers
Kneipp und der Firma „ Kathreiners Malzkaffee -Fabriken " ist das von
den Aerzten am meisten empfohlene vollkommene Getränk , das an

kaffeeähnlichem Wohlgeschmack alle anderen Malzkaffees weit überragt !

Vorsicht

.Bruderbund "
Karlsruhe .

Unsere verehr!. Mitglieder, welch«
bis jetzt noch nicht fotografisch aus¬
genommen find , werden hiermit
dringend ersucht , fich bis Sonntag
den 8 . September, früh 9 Uhr, bei
Herrn Albrecht , Dorkstratze 10, «in¬
zufinden . 8629

Die Aufnahme erfolgt kosten¬
los . Sonntag den 8 . September
Schlußtermin .

Der Vorstand .

ir ge
zuverlässiger, tüchtiger auf Groß- und
Kleinstück. 8620.2

H . Bode , Kaiserstrahe 225.

Sotalitiltr
erstklassiger und zuverlässiger sucht

Keil. Srüekner ,
3624_ Hofkleidermacher .

Schlosser
für Eisenkonstruktionen , welcher nach
Zeichnung und Angabe selbständig
arbeiten kann und eine Kolonne zu
leiten versteht, wird für dauernd«
angenehme Stellung gesucht. Ver¬
heiratete bevorzugt. 3537
Waschinenfaörik Kttkingen

G . m. b. H.
in Gttlincen i . B .

Tüchtige 8541

fi
gesucht .

Carl $ Smil Cacroix.

Stauwrt billigt
DlMklißiefrl.

Schnürstiefel
Knopfstiefel
Zngstiefel ihn Naht

io Boxkalbleder
für nur 3591

9 Mk .
Obige Stiefel in Wich *-
leder für nur

7 Mk .
( alles Leder ) . Jede Dame
ist past über Preis , Qualität
und Paßform .

Sohlen und Flecken für
2 Mk ., genäht » . 10 Mk .

Bruder , Hirschstr . 10.

gut erhaltener , ist
' f billig z . verkaufen

Schützenstr . 84 , Stb . 9 . St .

firioidoo werden von6 Mk.£ Vt01Ut | Jl an gemacht . Blusen
von 1.80 Ml , Kinderkletdchen von
1 .50 Mk. an . 9626
Qi » » Grämlich . Werderstr. 85.

Fast unzerreißbare

Knaöenkosen
empfiehlt 3625

Bahr , Krollkllßr. 49.

Lum Linrnacheu :
la Weinessig

per Ltr . 30 Pfg. , bei 5 Ltr . » 5 Pfg.
Senfhllriier . Sallcjl , Gewürze so¬
wie sftmtlicne Artikel für die Ein¬

machzeit billigst . 8557
Apotheker Straus ,

Drogerie ln Mtthlbnrg .

n
Reparaturen seit 1900 ausgeführt ,
der beste Beweis meiner anerkannt
beliebten und billigsten Reparatur¬
werkstätte , wenn man in Betracht
zieht , daß ich dieselben alle persönlich
allein ausführe . 8441

Speziai-Reparatur-Werkstätte
für Uhren jeder Art.

3oh . Träger, Uhrmcher .
Kaiserstraße IV , Seitenbau 2 . St .

Streng reell« Bedienung.
Garantie für jede Uhr .

Borschristsmäßige Schulartikel .
Federn r Datumstempel 48 4 Lineale

Karlsruher Schulhefte
in allen Nummern ,

Umschlag dazu gratis . * »

Linienblatt
Alrfgabenhefte
Kolleghefte
WachStuchhefte

Löschblätter

14
5 4 u. 3 4

22 4
mit und ohne Linien

35 4 u . 18 4
24 Stück 8 4

Reißnägel r
in Blechdose
in Pappdose
in Pappdose

1 Dtzd . 4 4
3 Dtzd. 8 g

12 Dtzd. 20 4

Mehlgriffel :
ohne Holz
mit Holz
Radirmesser
Zirkel
Reißzeuge
Löscher

2 Stück 3 4
1 Stück 2 4

90 , 48 4
von 8 4 an

von 48 4 an
von 40 4 an

Berwaschpinsel in allen Stärken , ein¬
fach und doppelt von 8 ^ an

OrdnnngSmaPPe « von 40 4 an

Federn r
G “ )"
t “ f k Dtzd. 8 4

. RöSle " J
»Aluminium* k Dtzd. 5 4
. Alfred " k Dtzd. 0 4
. Bremer Börsen" k Dtzd 13 4
. Kugelspitz" & Dtzd . 18 4
Federhalter 2 bis IS 4
Ümsteckhalter V bis 55 4
Füllfederhalter SO bis 15

Schiefergriffel r
10 Stück in Holzdose 8 ^
2 Stück 1 4
100 Stück 45 u. 50 4
Champagnerkreide Dtzd. IS 4
Transporteure S 4

Ttnter
Flasche 18 , 5 4
Flasch« SO, 8 4

von 8 4 an
von 8 4 an

Radiergummi r
IS , 8 u. 4tJ
S3 , 7 u. 5 4

9 u . 7 4
groß 15 4

. Kaiser"

. Reichs "

. Rote"

. Blaue "

»Ala"
. Radtfix"
. Raditint "
. Sammet "
. Speck", grol 1 « 4

Bleistifte :
Weibhol, k Dtzd. 12 4
dito Buntlackiert k Dtzd . 18 4
Ledernholz k Dtzd . 28 4
^ lluben « " Stück 4 4 Dtzd. 38 4
. Rafael" Johann Faber

Stück 5 4 , Dtzd, 48 4
. Lyra "

, eckig, Stück 5 4 , Dtzd . 48 4
»Dessin " Johann Faber

Stück 7 4 , Dtzd. 70 4
»Albrecht Dürer " Stück 8 4, Dtzd . 80 4
. Vulkan " Johann Faber

Stück 0 4 , Dtzd . 90 4
Bletschoner 8 , 5 , 3 4
„Kohinoor " ät Stück 25 4
Schiefertafel « mit und ohn « Linie

von 8 bis 45 4
Kleberolle » 4 4
Schülerschreibzeug 60 4
Flüssiger Leim k Flasche von 5 ^ an
Letmpinsel 3 4
Winkel von 8 H an
Reißschiene von 40 4 an
Reißbretter von 1 .3 » an

Lineale von 4 4 an
Buntstifte , mit und ohne Holz, k Dos«

von 8 bis 45 4
Farbkasten mit Stücken und Tuben,

von 23 4 bis S. 50 M
Federdose » 10 , ft und 3 4
Grtffelspiyee 4 4
Bleistiftspitzer , Ix . 25 4
Grtffelhalter 8 , 5 4
Butterbrotpapier , 100 Blatt mit Oes,

22 4
Schwämme 35
Schwammdose « 9 4
Augenschoner auS AtlaS, für jedeLamp«

pafiend V5 4
Federkasten (Schieber) große Auswahl

von 8 4 an
Eollegmappen , Wachstuch

35 , 42 , 58 4
Kollegmappen , Wachstuch , Doppel»

laschen , grotz 1.15 «4

S'
4n ! rai {n ;

für Knabe »
und Mädchen .

in enormer
Auswahl

von 58 4 an

Geschwister Knon £
■9b 36Sg

Gasherde.
Ä Platzmangel werden fämt-

hrrde mit 858S

10 5roz . Zabatt
so lang« Borrat reicht , verkauft.

Lutsenstraße 45 .

Hule Schtafstesse
ist an «inen anständigen mbriter z»
vermieten. 8609 .6
Ludwig -Wilhelmstr . 15 , 5 . St . r .

Zta«»k»d diiizt
Hmrllklkski

HaKenstiefel
Schnallenstiesel
gugfttefel

ir» Boxkalbleder
für nur 3632

IO Mk .
Alle obigen Stiefel

Wichulcoer für nur

3 Mk .
Jeder Herr ist paff über

Patzform, Preis u . Qualität :
in Sohlen und Flecken für
2 .85 Mk . (genäht 8 Mk .)

Bruder , Hlrschslr . 13 .

Obst-Berstergerung .
Freitag den 6 . September , vor¬

mittags halb 8 Uhr , wird da »
Obsterträgnis im Stadtteil Rintheim
gegen Barzahlung öffentlich versteigert.
Zusammenkunft beim Farrenstall am
Weinweg.

Stadt . Wartend irektkou .

„X '
„ 2 -ZMMl -NohllN - g

zu vermieten , im dritten Stock.
Preis 250 Mk . Zu erfragen im
zweiten Stock bei He beiß , 4) ork-
straße 1 * . 8V$

Ziehung 10 —12. SeptesOer
Weimarer Geld - Lotter»
3333 Gewinne nsusamni .
Mk . 45000 .

11 . Haupttreffer bar Geld
ML 20000 USW.
Lose k 1 Mk . , 11 Stck . 10 Mk.
3339 empfiehlt

Carl Götz ,
Bankgeschäft — Karlsruhe .
J . Antweiler , B . Dahlematm,
Friedlin Ww ., C. Graf, J . Jung ,

V̂ eg»
mann, Chr . Wieder , Ö. Zaah*

L. Michel, R. Morlook. P. Ro>
G. Schneider , H. Vogel, J .

mann, E . Zöllner.

UMtzn
erstklassiges Fabrikat , empfiehlt in
großer Auswahl zu billigsten Preis««.

. O- waid , Schützenstr . 42.

Billiger
Sßöbeloerkauf.

Chiffonnier , pol . 85 JC , Vertiko
29 Uf, Lisch, eichen 12 Ji , Stuhl «
2 .50 Jl , Bettladen 12 Jt , Küchen»
schrank 20 M , Tisch 4 Jt , Diwa »̂

Kameltaschenbezug , 60 Jt , Nachttrsck
6 ~H, Schreibtisch SO M, Spiega
2.50 M und noch Vieles billig.
2851 10 Turlarberstraß « 55 .'JW* 4W 4. U( UUMt4 |UUo» VW*
CTVurladjeraUer 20 , 5. Ät. (icK

Lachnerstraßel, ist ein möbliert.
Zimmer zu vermieten. Preis monat«
sich » Mk.
schützenstr . Ö3, 8 . St ., ist ein

möbl. Zimmer auf die Morgen»
siratze gehend , oa soliden Arbeite«
billig zu vermieten. 9614

DktsjtzAevPkrdsvs ^ '
;? '

!»;
nachmittag« von 2 Uhr an im Garten
Katserallee 58 .

Malm
empfiehlt sich im Kleid
wach « ».

« ,utseustraße
A
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